
' Bundessozialgericht

- 7 RA? 25/80 -

I m N a m e n d e 3 V o 1 k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

...".O......IOOOIOO...'.......OOOCDOOO0.0.0.......0,

Kläger und Revisionsbeklagter,

ProzeßbeVOllmäChtigter:
............DOOOCCOOOOOOOOOO‚

g e g e n

O.............COOOOOOOOOOOOO......OOOOOOOOOCIOOOO...,

Beklagte und Revisionsklägerin.

Der 7. Senat des Bundessozialgerichts hat am

47. März 1981 ohne mündliche Verhandlung
für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des

Hessischen Landessozialgerichts vom 6. Dezember 4979

wird zurückgewiesen.

Die Beklagte hat dem Kläger auch die Kosten des
Revisionsverfahrens zu erstatten.
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Der Kläger begehrt ie Gewährung von Arbeitslosengeld (Alg).

äger ist wegen spastischer Halbseitenläh—

'n der Bewegungsfähigkeit des rechten Armes

eingeschränkt. Für die Durchführung einer
Berufsförderungswerk H. vom 45. bis 54. Ok-

die Beklagte die Kosten. Entsprechend einer

s Berufsförderungswerk H. schlug das Ar-

me des Klägers an dem achtzehnmonatigen

gang" für die Ausbildung zumBürokaufmann
e H« (Hi.) zum Zwecke der Eingliederung
eits- und Berufsförderung Behinderter" vor.
ufhin vom 4. März 4974 bis 4. September

am Lehrgang in dieser Handelsschule teil.

Der 4956 geborene K

mung, insbesondere

und der rechten Han

Arbeitserprobung im

tober 4975 übernahm

Beurteilung durch d

beitsamt die Teilna

"Rehabilitationsleh

bei der Handelsschu

im Rahmen einer "Ar

Der Kläger nahm der

4976 mit Erfolg an
Die Beklagte förder e die Teilnahme des Klägers durch Ge-

sbildungsbeihilfe (BAB) und durch Über—
osten in voller Höhe.

währung von Berufsa

nahme der Lehrgangs

ich am 2. September 4976 arbeitslos und

5. Dezember 4976 nahm er eine Beschäftigung

hnte den Alg—Antrag ab, weil der Kläger

ftszeit iS vom 5 404 des Arbeitsförderungs-

le; die Ausbildung zum Bürokaufmann in "
sei nicht beitragspflichtig gewesen

vember 4976, Widerspruchsbescheid vom

Der Kläger meldete

beantragte Alg; am

auf. Die Beklagte 1
nicht die Anwartsch

gesetzes (AFG) erfü
der Handelsschule

(Bescheid vom 42. N

24. Februar 4977).

G) hat die Beklagte unter Aufhebung der
ide verurteilt, dem Kläger ab 2. September

(Urteil vom 24. Juli 4978). Das Hessische
(LSG) hat die Berufung der Beklagten hier—
(Urteil vom 6. Dezember 4979) und zur Be—

chen ausgeführt; Der Kläger erfülle alle
den geltend gemachten Anspruch auf Alg
besondere auch die Anwartschaftszeit nach

Das Sozialgericht (
angefochtenen Beach

4976 Alg zu gewähre
Landessozialgericht

gegen zurückgewiese
gründung im wesentl

Voraussetzungen für

gemäß5 400 AFG, in
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5 404 AFG. Zwar habe er in der dreijährigen Rahmenfrist des
5 404 AFG, das sei in der Zeit vom 2. September 4975 bis
4. September 4976, keine beitragspflichtige Beschäftigung

iS von 5 468 Abs 4 Satz 4 AFG ausgeübt. Gemäß5 468 Abs 4
Satz 2 AFG in der seit dem 4. Juli 4975 geltenden Fassung des
Gesetzes über die Sozialversicherung Behinderter vom 7. Mai

4975 (BGBl I 4064 - SVBG —) stehe jedoch seine Ausbildung zum
Bürokaufmann in der Handelsschule Hi.einer Beschäftigung zur

Berufsausbildung iS von 5 468 Abs 4 Satz 4 AFG gleich, weil es
sich insoweit um die Teilnahme an einer berufsfördernden Maß-

nahme in einer Einrichtung für Behinderte gehandelt habe, die

den Kläger zur Beschäftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt

befähigen sollte. Der Kläger sei als Folge seiner Körperbe—

einträchtigung Behinderter, wegen seines Alters auch jugend-

licher Behinderter. Die Ausbildung zum Bürokaufmann sei für

ihn eine berufsfördernde Maßnahme gewesen, da sie seiner Ein—

gliederung in das Berufsleben dienen sollte, wie der Einglie—

derungsvorschlag der Beklagten belege. Die Handelsschule Hi-

sei eine Einrichtung für Behinderte iS von 5 468 Abs 4 Satz 2
AFG. Berufsbildungswerke seien insoweit nur als Beispiele

angeführt; daraus dürfe nicht gefolgert werden, nur ge—
schlossene Einrichtungen, die allein der Rehabilitation

dienten, seien von der Regelung erfaßt. Auch solche Einrich-
tungen, die nur teilweise Rehabilitation betrieben, daneben

aber weitere Berufsförderungsziele verfolgten, kämen in Be—

tracht, sofern eine bestimmte, auf Rehabilitation gerichtete,

institutionelle Verankerung der Zielrichtung vorhanden sei. Die

Einrichtung müsse (auch) Rehabilitationszweoken dienen und

diese von der Konzeption her bewältigen können. Dem entspreche

die Handelsschule HL, die nach einer vom LSG eingeholten
und verwerteten Auskunft seit 4957 ständig Rehabilitationsmaß-

nahmen durchführt und deswegen von Rehabilitationsträgern, ua
der Renten-, Unfall— und Arbeitslosenversicherung, finanziell

gefördert werde. Die Handelsschule Hi.habe zur Zeit der

Durchführung der Rehabilitationsmaßnahme des Klägers drei Haupt—

abteilungen geführt; die umfangreichste mit ca 460 Teilnehmern

habe Rehabilitationsmaßnahmen für körperlich und seelisch Be—
hinderte veranstaltet, die Abteilung für Umschulungsmaßnahmen

hätten etwa 400, die Berufsfachschule etwa 80 Teilnehmer be-
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sucht. Daraus ergä

tationsmaßnahmen k

Behandlung des Fal

von ihrer Sachkund

gehende Anforderun

hinderte seien mit

verfolgten Zweck n
langen, an der Ein

derte beruflich ge
sich, die vom SVBG

danach, ob wesentl

würde, sei ungeeig

rungssystem von de

gruppe abhängig ma

Mit der Revision r

und 168 Abs 1 Satz

lichen vor: Die No

len, daß der Geset

nur solche besondm

zB Berufsbildungsw

nissen der Behindei
sei dort für ausbil

Betreuung gesorgt.

schaft der Einrich'

entwurf erwähnt. D

auehRehabilitatioi
von der Konzeption

bestimmung könne nl
Berufsbildungswerk

tragsleistungspfli
Abs 1 Satz 2, 1385

(EVO), 5 471 Abs 4
geber. Es könne niA

geber jede Einrich1

4

De sich, daß die durchgeführten Rehabili-

eine Einzelvorgänge dargestellt hätten. Die

les des Klägers durch die Schule zeuge auchin„

a auf dem Gebiet der Rehabilitation. Weiter-
gen an den Begriff der Einrichtung für Be-

Rücksicht auf den mit 5 168 Abs 1 Satz 2 AFG

'cht zu stellen. Insbesondere berge das Ver-

nichtung in diesem Sinne dürften nur Behin—

fördert werden, die Gefahr der Isolation in

gerade nicht gewollt sei. Auch die Abgrenzung
ich oder überwiegend Rehabilitation betrieben

het, da sie die Einbeziehung in das Versiche-
F Zahl der jeweils teilnehmenden Personen—

chte.

dgt die Beklagte eine Verletzung der 55 104
2 AFG. Sie trägt ZUr Begründung im wesent-

tive zum SVBG zeigten an verschiedenen Stel-

bgeber unter Einrichtungen für Behinderte

pen Einrichtungen verstanden hätte, wie sie

Frke darstellten. Nur sie seien den Bedürf-

rten entsprechend ausgestattet, insbesondere
idungsbegleitende,

medizinische und soziale

Es werde auch die gemeinnützige Träger-

tungen in der Begründung zum Regierungs-

ashalb genüge es nicht, daß die Einrichtung

pszwecken diene und sie dieser Zweckrichtung

über zu ent3prechen vermöge. Die Begriffs-

1r an den konzeptionellen Erfordernissen für

? gemessen werden. Im übrigen sei auf die Bei-

bht des Trägers der Einrichtung gemäß55 581
Abs 4 Buchst a der Reichsversicherungsordnung

Nr 2 AFG hinzuweisen, er gelte als Arbeit—

:ht davon ausgegangen werden, daß der Gesetz-
tung, die Rehabilitation durchführe, zum

“formalen" Arbeitgeber habe machen wollen. Infolgedessen handele

es sich bei der Handelsschule Hi nicht um eine Einrichtung
für Behinderte 18 von 5 168 Abs 1 Satz 2 AFG, die Ausbildung
des Klägers dort sei nicht beitragspflichtig, mithin nicht
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anwartschaftsbegründend gewesen.

Die Beklagte beantragt,

das angefochtene Urteil und das Urteil des

Sozialgerichts Frankfurt/Main vom 24. Juli
4978 aufzuh6ben und die Klage abzuweisen.

Der Kläger beantragt,

die Revision der Beklagten zurückzuweisen.

Zur Begründung bezieht er sich auf die Gründe des angefochtenen

Urteils.

Beide Beteiligte haben sich mit einer Entscheidung durch Ur—

teil ohne mündliche Verhandlung einverstanden erklärt (5 424

Abs 2 des Sozialgerichtsgesetzes -SGG-).

II

Die Revision der Beklagten ist nicht begründet. Das LSG hat zu
Recht die Entscheidung des SG bestätigt, daß die Beklagte dem

Kläger ab 2. September 4976 Alg zu gewähren hat.

Der Kläger erfüllte ab 2. September 4976 die Voraussetzungen

für den Anspruch auf Alg iS des 5 400 AFG. Nach den Feststel—
lungen des LSG war er von diesem Zeitpunkt an arbeitslos und

Stand der Arbeitsvermittlung zur Verfügung, er hatte sich ar-
beitslos gemeldet und Alg beantragt; diese Fragen sind zwischen

den Beteiligten nicht umstritten. Entgegen der Auffassung der Be-

klagten hatte der Kläger am 2. September 4976 auch die Anwart-

schaftszeit als Voraussetzung für den.Anspruch auf Alg erfüllt.

Gemäß 5 404 Abs 4 Satz 4 AFG hat die Anwartschaftszeit erfüllt,

wer in der Rahmenfrist sechsundzwanzig Wochen oder sechs Monate

in einer die Beitragspflicht begründenden Beschäftigung ($ 468
AFG) gestanden hat. Die Rahmenfrist geht dem ersten Tag der Ar-

beitslosigkeit unmittelbar voraus, an dem die sonstigen Voraus-

setzungen für den Anspruch auf Alg erfüllt sind oder nach 5 405
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als erfüllt gelten

drei Jahre (@ 404 A

- 6 -

(5 404 Abs 2 AFG); sie beträgt grundsätzlich
bs 5 AFG) und umfaßt deshalb vorliegend den

Zeitraum vom 2. September 4975 bis 4. September 4976. Nach vor-

angegangener Beruf$findungsmaßnahme im Berufsförderungswerk H.

wurde der Kläger während der oa Rahmenfrist, nämlich vom 4. März

4974 bis 4. September 4976, in der Handelsschulel■„ erfolg-‘
reich zum Bürokaufmann ausgebildet. Dem LSG ist darin beizu—

pflichten, daß ins$weit nicht eine beitragspflichtige Be- [

schäftigung zur Berufsausbildung iS von 5 468 Abs 4 Satz 4 AFG

verlag. Es handelte sich, wie den Feststellungen des LSG zu
entnehmen ist, nämlich um eine schulische Ausbildung, der die

Merkmale einer für die Begründung der Beitragspflicht nach 5 468
Abs 4 Satz 4 AFG erforderlichen Beschäftigung zur Berufsaus—

bildung fehlen, nämlich betriebliche Eingliederung, betriebliche

oder überbetrieblishe Ausbildung, Weisungsunterworfenheit (vgl

Eckert ua, Gemeinsbhaftskommentar zum AFG -GK—AFG—,Stand:

4. September 4980, RdNr425 zu 5 468; s auchBSGE46, 244, 245
= SOZR4400 5 468 Nr 7). Insoweit unterscheidet sich der vor-
liegende Fall von ähnlichen Sachverhalten in den Entscheidungen

des Senats vom 45. NOV3mbCI' 4979
"' ? RAI‘ 75/78

_
(BSGE 499 ’I’14,

446 = SozR 4400 5 400 Nr 5) und vom 25. September 4980 - 7 RAr
95/79 — (s auch die Entscheidung des 42. Senats vom 44. Juni
4980 — 42 RK 54/78 -),

Entgegen der Auffassung des SG gründet sich die Anwartschafts—_
zeiterfüllung zu Gt
Abs 4a Satz 4 AFG.

nsten des Klägers ferner nicht auf 5 468
Nach dieser durch das Gesetz über die An—

gleichung der Leistungen zur Rehabilitation vom 7. August 4974
‚(Reha—Angl - BGBl I 4974, 4884) ab 4. Oktober 4974 eingefügten

Vorschrift sind bei

(BA) auch Personen,

zur Rehabilitation

ltrag3pflichtig zur Bundesanstalt für Arbeit

die wegen einer berufsfördernden Maßnahme
Übergangsgeld beziehen. Der Kläger hat kein

Übergangsgeld bezogen; infolgedessen scheidet die Anwendung
des % 468 Abs 43 AEG zu seinen Gunsten aus (vgl Urteil des :
Bundessozialgerichts —BSG—vom 25. September 4980 - 7 RAr ?

95/79 —).

Die Auebildung des

!
\

Klägers bei der Handelsschule HL unterlag
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jedoch in einer die Anwartschaftszeit nach 5 404 Abs 4 Satz 4
AFG begründenden Weise für die Zeit ab 4. Juli 4975 aus anderen

Gründen der Beitragspflicht nach 5 468 AFG. Durch das SVBG wurde

mit Wirkung ab 4. Juli 4975 der Satz 2 in 5 468 Abs 4 AFG einge-

fügt. Danach stehen ua jugendliche Behinderte, die in Einrich—

tungen für Behinderte, insbesondere in Berufsbildungswerken,

an einer berufsfördernden Maßnahme teilnehmen, die ihnen eine

Erwerbstätigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt ermöglichen

soll, den zu ihrer Berufsausbildung Beschäftigten (iS von
5 468 Abs 4 Satz 4 AFG) gleich. Daß der Kläger jugendlicher
Behinderter war, daß er mit seiner von der Beklagten nach den

Vorschriften der Rehabilitationsanordnung (A04Reha) vom 2. Juli

4970 (ANBA S 657) in der jeweils geltenden Fassung geförderten

Ausbildung an einer berufsfördernden Maßnahme (Vgl % 44
RehaAnglG) teilnahm, die ihm eine Erwerbstätigkeit auf dem

allgemeinen Arbeitsmarkt ermöglichen sollte (und ermöglicht

hat), ist nach den Feststellungen des LSG nicht ZWeifelhaft
(vgl dazu und zur Entwicklung und Bedeutung des 5 468 Abs 4
Satz 2 AFG aueh BSGE 49, 444, 420 = SOZR 4400 5 400 Nr 5; zur

Bedeutung des Begriffs der berufsfördernden Maßnahme, die sich

nicht auf anerkannte Ausbildungsberufe beschränkt, vgl auch
Ausschußbericht zu Art 2 $ 4 Nr 4 des Regierungsentwurfs

eines SVBG, BT-Drucks 7/5237 S 7).

Aufgrund der Feststellungen des LSG folgt der Senat der
Auffassung des Berufungsgerichts, daß der Kläger mit seiner

Ausbildung in der Handelsschule Hi.an einer berufsfördernden

Maßnahme in einer Einrichtung für Behinderte iS von 5 468 Abs 4
Satz 2 AFG teilgenommen hat. Der Begriff der "Einrichtung für

Behinderte" wird weder im SVBG noch in anderen Vorschriften,

in denen er mit vergleichbarem Sinngehalt verwendet wird, ge-
setzlich erläutert (vgl zB 9 465 Abs 4 Nr 2a Buchst b EVO und
5 4227 Abs 4 Satz 4 Nr 5a Buchst b EVO idF des SVBG). Die Er—

wähnung von Berufsbildungswerken in S 468 Abs 4 Satz 2 AFG hat
nur beispielhaften Charakter, ohne daß dadurch der Kreis der in

Betracht kommenden Einrichtungen abschließend eingeschränkt

oder auf sie begrenzt werden ist. Dies ergibt sich schon aus
dem Wortlaut der Vorschrift, war aber auch die Absicht des
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Gesetzgebers (Vgl BS

Hinweis auf die Begr

Zutreffend hat desha

Sinn und Zweck der V

Juni 4980 — 42 RK 54

Behinderten in den S

ziehen, die nicht so
Abs 4 Satz 4 AFG erf
überhaupt nicht mehr

meinen Sinne ab, son
fördernden Maßnahme;

hältnis noch Entgelt

kommt Beitragspflich

in Betracht, wenn di

wiegend in schulisch

RdNr 428 zu 5 468).
5 468 Abs 4a AFG — B

tragspflicht nach 5
und welche Leistunge

der
berufsförderndeä

berufsfördernde Leis

dies für ganz oder ü

berufsfördernde Maßn

sollte (Vgl zB 5 58
gesetzes vom 25. Jul

wohl Beitragspflicht

eine sachgerechte Ab

recht im AFG betrach

wie die Frage, warum
Leistung "Übergangsg

(@ 468 Abs 4a, 5 407
gesetzes), nicht abe
stung "Berufsausbild

RehaAnglG iVm 5 40 A
AO—Reha vom 54. Juli

Mit der Regelung in
jedenfalls die Beitr

fördernden Maßnahme

8

H

a vom 44. Juni 4980 — 42 RK 34/78 - unter

ündung zum Regierungsentwurf eines SVBG).

db das LSG die Begriffsbestimmung nach

orschrift getroffen (ebenso BSG vom 44.
/78 —). Die Vorschrift wollte diejenigen

chutz der Arbeitslosenversicherung einbe-

hon nach den allgemeinen Regeln des 5 468

aßt waren. Der % 468 Abs 4 Satz 2 AFG hebt
auf die Beschäftigung in diesem allge—

!

dern auf die Teilnahme an einer berufs—

da hierfür weder ein Beschäftigungsver-

lichkeit der "Teilnahme" erforderlich sind,

t nach 5 468 Abs 4 Satz 2 AFGauch dann ‘

e berufsfördernde‚Maßnahme ganz oder über—

er Form durchgeführt wird (Vgl GK-AFG,
Anders als für die Beitragspflicht nach

ezug von Übergangsgeld — hängt die Bei—

468 Abs 4 Satz 2 AFG nicht davon ab, daß

n der Einzelne wegen seiner Teilnahme an
Maßnahme erhält. Selbst wenn also eine

tung nicht gewährt werden könnte, weil

berwiegend in Schulform durchgeführte

ahmen rechtsüirksam ausgeschlossen sein

Abs 4 Satz 2 idF des 5. AFG—Änderungs-

i 4979 _ BGBl I 4489), bestünde gleich-

nach 5 468 Abs 4 Satz 2 AFG. Ob dies als
stimmung zwischen Beitrags— und Leistungs—

tet werden kann, mag ebenso dahinstehen

zwar die Gewährung der berufsfördernden

eld" die Anwartschaftszeit auf Alg erfüllt
Abs 4 Nr 5b AFG idF des 5. AFG-Änderungs-

r die Gewährung der berufsfördernden Lei—

ungsbeihilfe" (% 56.Abs 2 und 5 58 idF des
FG) bzw "Ausbildungsgeld" (Vgl 5 24 der

4975 —ANBAS 994).

5 468 Abs 4 Satz 2 AFG hat der Gesetzgeber
agspflicht der Teilnahme an einer berufs—

sowohl von dem beitragsrechtlichen Begriff
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der Beschäftigung losgelöst als auch die finanzielle Förderung

der Teilnahme - anders als in 5 468 Abs 4a AFG - nicht voraus—
gesetzt. Die dem erklärtermaßen zugrundeliegende Absicht eines

möglichst umfassenden Schutzes der jugendlichen Behinderten,

die in geeigneter Form für einen Arbeitsmarktberuf ausgebildet

werden, und zwar auch dann, wenn diese Form von der regulären

betrieblichen Ausbildung als zwangsläufige Folge der Behinderung

erheblich abweichen sollte, rechtfertigt es, an den Begriff der

Einrichtung für Behinderte 18 von 5 468 Abs 4 Satz 2 AFG keine
strengeren Anforderungen zu stellen, als sie für die Gewähr-

leistung dieser gesetzgeberischen Absicht notwendig sind. Es

muß sich weder um eine Werkstätte für Behinderte handeln noch

um ein Berubeildungswerk, obwohl auch diese Einrichtungen für

Behinderte sind bzw sein können (vgl BSG vom 44. Juni 4980

— 42 RK 54/78 -). Sicherlich muß man eine Einrichtung erwarten,

die nach ihrer personellen und sachlichen Ausstattung behinder-

tengerechte Ausbildung gewährleistet. Sie muß darüber hinaus

von der für die Einrichtung maßgeblichen Zielsetzung her, von
ihrer institutionellen Verankerung, wie es das LSG zutreffend

nennt, auf berufliche Rehabilitation angelegt sein, diese nach

ihrem Konzept durchführen wollen und bewältigen können. Das

verbietet zwangsläufig die Anerkennung von Bildungseinrichtun—

gen als Einrichtungen für Behinderte iS von 5 468 Abs 4 Satz 2
AFG, deren Hauptzweck allgemeine Berufsbildung ist in Formen,

die behinderungsbedingte Einschränkungen unberücksichtigt

lassen und lassen können,und die allenfalls nebenher oder nur
vereinzelt - je nach Bedarf — rehabilitationsgerechte Maß-

nahmen durchführen. Eine solche Situation lag nach den Fest—

stellungen des LSG hier nicht vor. Die Handelsschule Hi. be—

zeichnet sich danach nicht nur ua als Institution für beruf—

liche Rehabilitation, sie ist nicht nur seit Jahrzehnten auf
diesem Gebiete tätig und wird zu diesen Zwecken von verschie-

denen Rehabilitationsträgern, ua der Rentenversicherung und der
BA, gefördert, sie führt berufliche Rehabilitation auch in

beträchtlichem Umfange durch. Sie besitzt eine von den übrigen

Bildungsmaßnahmen abgegrenzte eigene Rehabilitationsabteilung,
die mit seinerzeit rund 460 an Berufsförderungsmaßnahmen teil—
nehmenden Behinderten die größte Abteilung der Schule bildete;
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in der Umschulungsa'titeilunglag die Teilnehmerzahlbei 400,
in der Berufsfachschulabteilung bei 80. Selbst wenn man von

diesen Zahlen ausgehend nicht sagen könnte, daß die überwie—

- 40 _

$3-.
gende Zahl der Kursteilnehmer der Schule sich in der Abteilung

für Rehabilitation befand, gibt deren Größe der Schule doch ein

diesem Gebiet, daß sie insofern als Ein-1

richtung für Behinderte 13 des @168 Abs 1 Satz 2 AFGbegrif—

solches Gewicht auf

fen werden kann. Es bedarf deshalb keiner Entscheidung, ob

darunter nicht ohnedies auch die organisatorisch und päda—

gogisch verselbständigte Teileinrichtung auf dem Gebiet der

beruflichen Rehabilitation verstanden werden muß, selbst wenn
der Träger daneben —in welchem Umfange immer — andere Ein—

richtungen mit abweichender Zielsetzung auf dem Gebiete der

Berubeildung unterhält. Der Senat teilt deshalb die Auf—

fassung des LSG, daß bei den vorliegenden Gegebenheiten in

. die Ausbildung des Klägers zum Büro-

kaufmann als Teilnahme an einer berufsfördernden Maßnahme

in einer Einrichtung für Behinderte gemäß5 168 Abs 1 Satz 2

der Handelsschulel■

AFG anzusehen ist.

Die Einwände der
Beklagten

gegen diese Auffassung hält der

Senat nicht für überzeugend. Die Hinweise auf die Motive des

Gesetzgebers sprechen, beachtet man den mit der Regelung des

5 168 Abs 1 Satz 24ÄFGverfolgten Zweck - wie dargestellt -,
eher gegen die Beklagte, Hätte der Gesetzgeber, wie die Be-

klagte annimmt, nur
zeptionell und organisatorisch gleichwertige Einrichtungen

“ !„

Berufsbildungswerken institutionell, kon-

gemeint, hätte er sich zudem anders ausgedrückt, als in 5 168
Abs 1 Satz 2 AFG gepchehen; dies wurde schon dargestellt. Ge—
rede die gegenüber hem Regierungsentwurf ("Einrichtungen für
behinderte Jugendliche“) durch den Ausschuß für Arbeit und
Sozialordnung geänderte Fassung ("Einrichtungen für Behinder—
te") wurde, wie der Bericht des Abgeordneten Glombig zeigt
(vgl BT-Drucks 7/5257 S 7 - zu 5 1 Nr 1 = 5 165 RVO), gewählt,
weil der Regierungsentwurf insoweit als zu eng und kasuistisch

empfunden wurde. Die (geltende) Fassung sollte danach gewähr—
leisten, daß sie auch Behinderte erfaßt, die als junge Er—
wachsene noch eine Berufsausbildung beginnen oder die so
schwer behindert sind, daß sie auf andere Weise als durch
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anerkannte Berufsausbildung für das Erwerbsleben befähigt

werden müssen (vgl auch BT-Drucks 7/5257 S 8 - zu 5 4 Nr 2

= 5 468 AFG). Im übrigen ist es häufig nur vom Zufall ab-
hängig, ob eine Berufsförderung in einem Berufsbildungswerk

stattfindet oder in einer anderen Einrichtung für Behinderte.

Hätte der Kläger, wie es ursprünglich offenbar vorgesehen war,
seine Berufsausbildung im Berufsbildungswerk H. durchlaufen,

wäre sie ohne Zweifel anwartschaftsbegründend gewesen. Wenn

er anstelle dessen auf Vorschlag der zuständigen Stelle des

Arbeitsamtes die Rehabilitationsmaßnahme in der Handelsschule

Hi.besuchte und hierbei von der Beklagten finanziell gefördert

wurde, dann ist kein vernünftiger Grund erkennbar, ihm inso-

weit den Schutz des 5 468 Abs 4 Satz 2 AFG zu Versagen, so-
lange es sich dabei zwar nicht um eine dem Berubeildungswerk

gleichartig gestaltete und getragene Einrichtung handelt, aber

immer noch um eine Einrichtung, die organisatorisch und

institutionell den Anforderungen des 5 468 Abs 4 Satz 2 AFG

genügt und die (deshalb) eine gewünschte Berufsausbildung zu
vermitteln in der Lage ist. Jedenfalls kann den Motiven des

Gesetzes nicht eine gegenteilige Absicht entnommen werden.

Was schließlich den Hinweis der Beklagten auf die sich als Fol-

ge der Beitragspflichtigkeit der Ausbildung des Klägers erge—
bende Beitragsleistungspflicht der Handelsschule Hi. angeht
(5 474 Abs 4 Nr 2 AFG), ist das Argument nicht verständlich,
der Gesetzgeber habe wohl nicht jede Einrichtung, die Reha—

bilitation durW■lführt‚ zum "formalen" Arbeitgeber machen
wollen. Er ist in der Tat prinzipiell gerade so verfahren;

auch ein Berubeildungswerk, dessen Qualifizierung als Ein—

richtung für Behinderte außer Streit ist, ist für die jugend-
lichen Teilnehmer an einer schulischen beruflichen Rehabili-

tation keineswegs Arbeitgeber nach allgemeinen Grundsätzen,

sondern beitragsrechtlich nur "formal" kraft der Sonderrege-

lung in 5 472 Abs 4 Satz 2 AFG. Maßgebend ist insoweit ledig-
lich, ob die Erfordernisse der die Beitragspflicht der Teil—
nahme an einer berufsfördernden Maßnahme regelnden Vorschrift

des 5 468 Abs 4 Satz 2 AFG erfüllt sind, zumal da es für die
Erfüllung der Anwartschaftszeit nach 5 404 AFG auf die tat—
sächliche Beitragszahlung ohnedies nicht ankommt. Das war hier
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der Fall. Während fünfzehn Monaten, nämlich vom Inkraft- ' ,
treten des 5 468 Abs 4 Satz 2 AFG an (4. Juli 4975) bis zum.äwkä
Ende der Ausbildung (4. September 4976), unterlag diese
hiernach der Beitragspflicht entsprechend 5 468 Abs 4 Satz 4 AFG

und begründet somit eine Anwartschaft auf Alg (5 404 AFG)

für die Dauer von 456 Tagen (€ 406 Abs 4 Nr 5 AFG).

Die Revision der Beklagten muß nach allem ohne Erfolg bleiben.

Die Kostenentscheidung folgt aus der Anwendung des 5 495 SGG.
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